
 

Magistratsvorlage 

 

Eingang Magistrats- 

geschäftsstelle: 

30.10.2019 

an den Magistrat 

   zur Kenntnis 

   zur Beschlussfassung 

 

Beteiligt vor 

Magistratsbeschlussfassung: 

Dezernat I an die Stadtverordnetenversammlung 

   OBW zur Befassung 

   zur Kenntnis 

   zur Beschlussfassung 

   zur abschließenden Beschluss- 

       fassung Fachausschuss 

 

 

Amt: Amt für Interne 

Dienste  OBW bei abschl. 

Beschlussfassung Magistrat 

Behandlung in  

öffentl. Sitzung 

Ja 

 

Nein 

 

Verteiler:  

 

 

Ja 

 

Nein  

 

Vorlage-Nr. 2019/0354 
 

Magistratsbeschluss-Nr. 

  

 

Internetfähig     

 

Produkt-Nr.:       

Kostenstelle:       Investitionsnummer:       

Kostenträger:       Sachkonto:       

 

Betreff: Richtlinie über die Nutzung eines Jobtickets Premium 

 

Vorlage vom: 28.10.2019 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Magistrat beschließt die Richtlinie über die Nutzung eines Jobtickets Premium. 

 

 

 

Anlagen: Richtlinie Jobticket Premium 

 

Datenschutzrelevante Anlage:  

 

Folgekosten:    Ja    Nein 
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Beschluss des Magistrats vom       
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Begründung zur Magistratsvorlage vom 28.10.2019 

 

 

Die Wissenschaftsstadt Darmstadt stellt ihren Beschäftigten seit 2014 ein verbilligtes Jobticket 

für die Fahrten zwischen Wohnort und Arbeitsstelle zur Verfügung. Im Rahmen des 

Betrieblichen Mobilitätsmanagements ist nun vorgesehen, den Beschäftigten ab 2020 ein 

Jobticket Premium kostenfrei zur Verfügung zu stellen. Das Jobticket Premium ist für das 

gesamte RMV-Gebiet nutzbar und beinhaltet weiterhin eine Mitnahmeregelung.  

 

Die bisherige Richtlinie für die Nutzung eines Jobtickets wurde daher an die neuen vertraglichen 

Bedingungen angepasst und soll ab 1. Januar 2020 Grundlage für die Nutzung des Jobtickets 

Premium sein.    

 

Die Rechte nach dem Hessischen Personalvertretungsgesetz (HPVG), dem Hessischen 

Gleichberechtigungsgesetz (HGlG) sowie die für das Jobcenter geltenden Beteiligungsrechte 

nach dem Bundespersonalvertretungsgesetz (BPersVG) und Bundesgleichstellungsgesetz 

(BGleiG) wurden gewahrt.  

 

Darmstadt, den 28.10.2019 

I/10.1.4 ml 

 

 

 

 

Jochen Partsch  

Oberbürgermeister  

 


